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')���Verordnung: Feststellung der Ausgleichstaxe und der Prämie nach dem Behinderteneinstel-
lungsgesetz für das Kalenderjahr 1996

( ���Verordnung: Festlegung von Bewilligungen gemäß § 7 Abs. 1 des Aufenthaltsgesetzes für die
Beschäftigung von Ausländern im Winterfremdenverkehr für das Bundesland
Salzburg

(!���Verordnung: Änderung der Verordnung über Formerfordernisse in mit Hilfe automations-
unterstützter Datenverarbeitung durchgeführten gerichtlichen Verfahren sowie
Erstellung von Erledigungen in gekürzter Form (ADV-Form Verordnung –
AFV)

("���Verordnung: Berufsbezeichnungen „Akademisch geprüfter Europarechtsexperte“ und
„Akademisch geprüfte Europarechtsexpertin“

(#���Verordnung: Berufsbezeichnung „Akademisch geprüfte Fachkraft für Führungsaufgaben im
Gesundheitswesen“

')��Verordnung des Bundesministers für Arbeit und Soziales über die Feststellung der
Ausgleichstaxe und der Prämie nach dem Behinderteneinstellungsgesetz für das

Kalenderjahr 1996

Auf Grund des § 9 Abs. 2 und des § 9a Abs. 1 des Behinderteneinstellungsgesetzes, BGBl.
Nr. 22/1970, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl. Nr. 314/1994, wird verordnet:

§ 1. Die Höhe der gemäß § 9 Abs. 2 des Behinderteneinstellungsgesetzes zu entrichtenden Aus-
gleichstaxe beträgt für das Kalenderjahr 1996 für jede einzelne Person, die zu beschäftigen wäre, monat-
lich 1 960 Schilling.

§ 2. Die Höhe der gemäß § 9a Abs. 1 des Behinderteneinstellungsgesetzes zu gewährenden Prämie
beträgt für das Kalenderjahr 1996 für jeden über die Pflichtzahl hinaus oder von einem nicht ein-
stellungspflichtigen Dienstgeber beschäftigten begünstigten Behinderten monatlich 980 Schilling.

Hums

( ��Verordnung des Bundesministers für Arbeit und Soziales über die Festlegung von
Bewilligungen gemäß § 7 Abs. 1 des Aufenthaltsgesetzes für die Beschäftigung von Aus-

ländern im Winterfremdenverkehr für das Bundesland Salzburg

Auf Grund des § 7 Abs. 1 des Aufenthaltsgesetzes (AufG), BGBl. Nr. 466/1992, zuletzt geändert
durch das Bundesgesetz BGBl. Nr. 351/1995, wird verordnet:

§ 1. Nach Ausschöpfung der in der Verordnung des Bundesministers für Arbeit und Soziales über
die Festlegung von Bewilligungen gemäß § 7 Abs. 1 des Aufenthaltsgesetzes für die Beschäftigung von
Ausländern im Winterfremdenverkehr, BGBl. Nr. 781/1995, für das Bundesland Salzburg festgelegten
Anzahl von Beschäftigungsbewilligungen dürfen im Bundesland Salzburg während des gesamten zeit-
lichen Geltungsbereiches dieser Verordnung zusätzlich bis zu 40 Beschäftigungsbewilligungen mit der
Wirkung erteilt werden, daß diese gleichzeitig für die beschäftigten Ausländer für die Dauer ihrer Be-
schäftigung als Bewilligungen nach dem Aufenthaltsgesetz gelten.

§ 2. Beschäftigungsbewilligungen gemäß § 1 dürfen längstens für die Dauer von sechs Monaten
erteilt werden.

§ 3. Diese Verordnung tritt mit Ablauf des 14. April 1996 außer Kraft.

Hums
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(!��Verordnung des Bundesministers für Justiz, mit der die Verordnung über Form-
erfordernisse in mit Hilfe automationsunterstützter Datenverarbeitung durchgeführten

gerichtlichen Verfahren sowie Erstellung von Erledigungen in gekürzter Form
(ADV-Form Verordnung – AFV) geändert wird

Auf Grund der §§ 450 Abs. 1 und 453 Abs. 3 der Zivilprozeßordnung, RGBl. Nr. 113/1895, zuletzt
geändert durch das Bundesgesetz BGBl. Nr. 519/1995, des § 79 Abs. 5 des Gerichtsorganisationsgeset-
zes, RGBl. Nr. 217/1896, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl. Nr. 349/1995 und des § 54a
der Exekutionsordnung, RGBl. Nr. 79/1896, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl.
Nr. 519/1995, wird verordnet:

Artikel I

Die Verordnung des Bundesministers für Justiz vom 18. August 1995, BGBl. Nr. 560, über For-
merfordernisse in mit Hilfe automationsunterstützter Datenverarbeitung durchgeführten gerichtlichen
Verfahren sowie Erstellung von Erledigungen in gekürzter Form (ADV-Form Verordnung – AFV) wird
wie folgt geändert:

1. § 7 Abs. 5 wird aufgehoben.

2. Dem § 3 Abs. 1 wird folgender Satz angefügt:

„Ebenso brauchen Hinweise, die sich lediglich an den Antragsteller richten, nicht wiedergegeben zu
werden; dies gilt insbesondere auch für Hinweise auf die Mutwillensstrafe bzw. sonstige Rechtsfolgen
unrichtiger Angaben im Antrag.“

3. Den Anmerkungen zu Anlage C wird folgender Punkt 3 angefügt:

„3. Bei einer Exekution nach § 294a EO sind in der Feldgruppe 10 beim Rechtsgrund der Forderung
keine Angaben zu machen.“

Artikel II

Diese Verordnung tritt mit 1. März 1996 in Kraft.

Michalek

("��Verordnung des Bundesministers für Wissenschaft, Forschung und Kunst über die
Berufsbezeichnungen „Akademisch geprüfter Europarechtsexperte“ und „Akademisch

geprüfte Europarechtsexpertin“
Auf Grund des § 18 Abs. 1 in Verbindung mit § 40a Abs. 3 des Allgemeinen Hoch-

schul-Studiengesetzes (AHStG), BGBl. Nr. 177/1966, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl.
Nr. 508/1995, und § 3 Abs. 4 des Bundesgesetzes über die Errichtung des Universitätszentrums für Wei-
terbildung mit der Bezeichnung Donau-Universität Krems (Donau-Universität Krems), BGBl.
Nr. 269/1994, wird verordnet:

§ 1. Die wissenschaftliche Leitung des von Schloß Hofen durchgeführten Post-Graduate-Lehrganges
für Europarecht hat an die Absolventen des Post-Graduate-Lehrganges für Europarecht nach erfolgrei-
cher Ablegung der im Unterrichtsplan vorgeschriebenen Abschlußprüfungen die Berufsbezeichnung
„Akademisch geprüfter Europarechtsexperte“ und an die Absolventinnen des Post-Graduate-Lehrganges
für Europarecht nach erfolgreicher Ablegung der im Unterrichtsplan vorgeschriebenen Abschlußprüfun-
gen die Berufsbezeichnung „Akademisch geprüfte Europarechtsexpertin“ zu verleihen.

§ 2. Der Präsident oder die Präsidentin der Donau-Universität Krems hat an Absolventen des von
der Donau-Universität Krems durchgeführten Hochschullehrganges für Europarecht nach erfolgreichem
Bestehen der Abschlußprüfung der Ausbildungsstufe II die Berufsbezeichnung „Akademisch geprüfter
Europarechtsexperte“ und an Absolventinnen des von der Donau-Universität Krems durchgeführten
Hochschullehrganges für Europarecht nach erfolgreichem Bestehen der Abschlußprüfung der Ausbil-
dungsstufe II die Berufsbezeichnung „Akademisch geprüfte Europarechtsexpertin“ zu verleihen.

§ 3. § 2 tritt nach Ablauf des Tages der Verlautbarung des Unterrichtsplanes des Hoch-
schullehrganges im Mitteilungsblatt der Donau-Universität Krems nach Beschlußfassung durch die zu-
ständige Abteilungsversammlung gemäß § 21 Abs. 3 Z 5 des Bundesgesetzes über die Errichtung des
Universitätszentrums für Weiterbildung mit der Bezeichnung Donau-Universität Krems in Kraft.
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§ 4. Die Verordnung des Bundesministers für Wissenschaft und Forschung über die Berufs-
bezeichnung „Akademisch geprüfter Europarechtsexperte“ und „Akademisch geprüfte Europarechts-
expertin“, BGBl. Nr. 658/1993, tritt nach Ablauf des Tages, an dem das Stück des Bundesgesetzblattes,
das die Kundmachung enthält, herausgegeben worden ist, außer Kraft.

Scholten

(#��Verordnung des Bundesministers für Wissenschaft, Forschung und Kunst über die
Berufsbezeichnung „Akademisch geprüfte Fachkraft für Führungsaufgaben im Gesund-

heitswesen“
Auf Grund des § 18 Abs. 1 des Allgemeinen Hochschul-Studiengesetzes (AHStG), BGBl.

Nr. 177/1966, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl. Nr. 508/1995, wird verordnet:

§ 1. Der Rektor oder die Rektorin der Universität Innsbruck hat an Absolventen und Absolventinnen
des von der Medizinischen Fakultät der Universität Innsbruck durchgeführten Hochschullehrganges für
Führungsaufgaben im Gesundheitswesen nach erfolgreicher Ablegung der im Unterrichtsplan vorge-
schriebenen Abschlußprüfung die Berufsbezeichnung „Akademisch geprüfte Fachkraft für Führungsauf-
gaben im Gesundheitswesen“ zu verleihen.

§ 2. Diese Verordnung tritt mit 1. März 1996 in Kraft.

Scholten


